
RGBl-1801091-Nr02-Ausführungsverordnung
der Gemeindeverfassung

Gesetz, betreffend die Ausführung der Gemeindeverfassung
gegeben am 09.01.2018, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 10.02.2018 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 02

Artikel 1.

Mit dem 13.06.2013 gilt die Reichs-Gemeindeverfassung in allen Bundesstaaten, Provinzen, Gauen,
Ländern und Bezirke des Deutschen Reiches. Die oberste Aufsichtsbehörde ist das Reichsamt des
Innern.

Für alle Gemeinden in Deutschland gilt nur noch diese eine Gemeindeverfassung,
siehe RGBl-1306062-Nr21-Gesetz-Gemeindeverfassung.

Artikel 2.

Alle Gemeinden, so auch die aktuell als Gemeinden geführten Unternehmen, im gesamten Gebiet
Deutschlands  mit  seinen  Grenzen  vom 31.  Juli  1914,  bedürfen  als  rechtsfähige  Gemeinde  die
Zustimmung des Bundesrathes. Als Grundlage dient eine vorgelegte Erklärung per Eidestatt, aus
der hervorgeht, daß die Gemeindeverfassung, wie in Artikel 1 Absatz 2, angewandt wird.

Artikel 3.

Sobald  die  Landesregierungen  wieder  handlungsfähig  sind,  bleibt  es  vorbehalten,
Übergangsbestimmungen  zu  treffen,  um  die  in  Kraft  bleibenden  Landesvorschriften  mit  den
Vorschriften der Gemeindeverfassung Deutschlands, in Übereinstimmung zu bringen.

Artikel 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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RGBl-1506061-Nr11-Gesetz-Anwendung-der-
Freiwilligen-Gerichtsbarkeit

Gesetz, betreffend die Anwendung der Freiwilligen Gerichtsbarkeit

gegeben am 06.06.2015, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 29.06.2015 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 11

§ 1.

Alle  Rechtsakte,  Rechtsgeschäfte,  Willenserklärungen,  Urkunden,  Erlaubnisse,  Entscheidungen,
Genehmigungen zu Behörden, Körperschaften, Vereine, Stiftungen, geschäftliche Unternehmen oder
sonstiger Organisationen in weltlichen und kirchlichen Angelegenheiten, die seit dem 01. Februar
1919 auf dem Hoheitsgebiet Deutschlands im Deutschen Reich in Anwendung von Gesetzen gemäß
der Freiwilligen Gerichtsbarkeit, dem Zwecke der illegalen Vorteilsnahme dienten, sind ab dem
Moment nichtig, ab dem eine arglistige Täuschung oder ein Irrtum vorliegt. Ebenso sind diese
Handlungen nichtig sobald  es an der Reichs-  und Staatsangehörigkeit  oder Geschäftsfähigkeit
mangelt. In allen Fällen ist eine Anfechtung zum Schadenersatz nicht mehr erforderlich.

§ 2.

Die freiwillige Gerichtsbarkeit darf nur durch legitimierte Personen und staatliche Einrichtungen
des  Deutschen  Reiches  oder  dessen  Bundesstaaten  angewandt  werden.  Das  gilt  bis  in  die
Kommunen.

§ 3.

Jeder  Verstoß  gegen  dieses  Gesetz,  fällt  unter  §  4.  des  RGBl-1109242-Nr24-Erlass-General-
Privathaftung und einer möglichen Schadenersatzklage durch den Geschädigten.

§ 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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RGBl-1502061-Nr02-
Ausfuehrungsverordnung-
Personenstandsgesetz bzw.
Personenstandsregister

Gesetz, betreffend die Ausführung des Gesetzes über die Beurkundung des
Personenstandes und die Eheschließung

gegeben am 06.02.2015, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 27.03.2015 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 02

§ 1.

Im Sinne § 83 des Gesetzes über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung,
RgBl Band 1875, Nr. 4 vom 06. Februar 1875, ist das Reichs- und Bundespräsidium die oberste
Zentralbehörde  aller  Standesämter,  höheren  Verwaltungsbehörden  und  unteren
Verwaltungsbehörden.

§ 2.

Es wird das Standesamt Deutschland im Deutschen Reich eingerichtet, das bis zur Herstellung der
Handlungsfähigkeit der Bundesstaaten alle personenbezogenen Daten in den jeweiligen Registern
verwaltet und die Register so führt, daß diese je nach Entwicklung der einzelnen Bundesstaaten
lückenlos  übertragen  werden  können.  Die  Ernennung  der  Standesbeamten  erfolgt  nach  den
aktuellen Vorschriften und Gesetzen des Deutschen Reiches.

§ 3.

Allen  gewerblich  handelnden  Standesbeamten  und  deren  Aufsichtsbehörden,  deren  Urkunden,
Dokumente und Vorschriften, mangelt es an der staatsrechtlichen Legitimation und Anerkennung.
Diese kann erworben werden, wenn die dafür eingerichteten Rechtsvorschriften des Deutschen
Reiches erfüllt wurden.

§ 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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Verordnung, betreffend die Zuständigkeit der
Reichsbehörden zur Ausführung des Gesetzes
vom 31. März 1873. Vom 14. Mai 1901

Titel:
Verordnung, betreffend die Zuständigkeit der
Reichsbehörden zur Ausführung des Gesetzes vom
31. März 1873.

Fundstelle: Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1901, Nr. 18, Seite 173
– 174

Fassung vom: 14. Mai 1901
Bekanntmachung: 22. Mai 1901
Quelle: Scan auf Commons

(Nr. 2762.) Verordnung, betreffend die Zuständigkeit der Reichsbehörden zur Ausführung des Gesetzes vom 31. März
1873. Vom 14. Mai 1901.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs auf Grund des §. 159 des Gesetzes, betreffend die
Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs-Gesetzbl. S. 61), was folgt:

Das der Verordnung vom 27. Dezember 1899, betreffend die Zuständigkeit der
Reichsbehörden zur Ausführung des Gesetzes vom 31. März 1873, beigegebene Verzeichniß
(Reichs-Gesetzbl. S. 730) wird nach Maßgabe des anliegenden Verzeichnisses abgeändert.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Urville, den 14. Mai 1901.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Graf von Bülow.

Verzeichnis der Reichsbehörden.

Unter I. Oberste Reichsbehörden.

tritt hinzu:

13. das Reichsmilitärgericht.
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Unter II. Höhere, der obersten Reichsbehörde unmittelbar untergeordnete
Reichsbehörden und Vorsteher solcher Behörden.

B. Verwaltung des Reichsheeres.

a. Für das Disziplinarverfahren:

fällt weg:

21. der Königlich preußische General-Auditeur der Armee, der Vorstand des Königlich
sächsischen Ober-Kriegsgerichts und der Königlich württembergische General-Auditeur.

Unter IV. Unmittelbar vorgesetzte Behörden und Beamte.

A. Verwaltung des Reichsheeres.

b. Für die übrigen Beamten:

tritt hinzu:

3. jeder Dienstälteste unter den einem Gerichtsherrn zugeordneten richterlichen
Militärjustizbeamten für die bei dem Stabe des Gerichtsherrn angestellten
Militärgerichtsschreiber und Militärgerichtsboten.


